
tutr Tag X erird die Anderung des Art.L6 GG und die Einführung von
Art.16 a GG von den Parteien (CDUICSU, FDP, SPD) in 2. und 3.
Lesung beschlossen (voraussichtLich nicht vor der 2. Närzh,oche).

Durch diesen sogenannten rrAsylkonproniß,, wird das crundrecht auf
politisches AsyI so gut wie abgeschafft, da Henschen auf der
FIucht nur in den Land Asyl. beantragen können, welches sie
zuerst betreten haben und welches scheinheilig aIs sogenanntes'
"si,cheres Drittlandt' bezeichnet wird.
Ein deutsches Bundesgesetz soll festlegen, rrelche Länder aLs
'rsichere Drittstaatenri anzusehen 6ind. Bei CDU,/CSU, FDP und SPD
besteht bereits Einigkeit dari.lber, da6 dies neben den EG-Uit-
gliedsstaaten filr Polen, die CSFR, österreich und die Schweiz
geLten soll. und die CDUICSU und die FDU ordn€n zudeto auch dle
Slowakei, Ungarn und die skandinavischen Staaten a1s rrsichere
Drittstaatenl ein.
Nach diesen Festlegungen ist die BRD ausschließlich von solchen
"sicheren Drittländernrr urngeben und es kann hier nur noch AsyI
beantragen, werlwelche per Flugzeug in die BRD gelangt ist.
Zuden sieht der neu geplante Art.16 a cG vor, daß Xenschen auf
der f'lucht nur dann Asyl in der BRD beantragen können, wenn sie
nicht aus einem sogenannten "sicheren Herkunftsstaatrt kommen, da
in diesen, von der BRD festgelegten Ländern, eine politische
verfolgung angeblich nicht statt-findet. Zu diesen Ländern zähLen
Bulgarien, Rumänien, Ghana und Indien, oblrohl in den vergangenen
Jahren Asylbewerberlnnen aus Bulgarien, Rumänien und chana in
der BRD als politisch verfolgt und daher a1s asylberechtigt
anerkannt worden sind und Indien u.a. von der
Henschenrechtsorganisation aranesty international eindeutig aIs
Verfolgerstaat eingestuft wird,
Xenschen, die aus diesen Ländern flüchten, gelten in der BRD roit
der ji,nderung des Art.16 cc und der Einführung des Art.16 a @
aLso nicht Dehr aIs schutzbedürftig und werden, sofern sie über-
haupt die finanziellen Kosten für ej.n F).ugticket aufbringen
konnten auf den Flughäfen u.a. vortr Bundesgrenzschutz aEefangen
und die entsprechenden Fluggesellschaften, aie ftugtickäts otrne
eine Visavorlage verkauft haben, Eit harten Sanktionen belegt.
Für Prauen und Lesben ist es auf crund der HqRRschenden patri-,
Jchalen cesellschaftsstrukturen in ihren Herkunftsländern nur
selten nöglich, allein zu fl.rlchten, oft sind sie auf ihrer
Flucht Folter und Vergerraltigung ausgesetzt. Zunal es für sie
auf Grund ihrer ökonoroischen Lage noch schnieriger ist die hohen
Flugkosten zu bezahlen.

Aber auch hier in der BRD sird Henschen, die Asyl beantrag€n,
ihr Leben so scheer wie nöglich genacht; filr Frauen und Lesben
wird es hier fast unnögLich.

Beispiele hierfür sind:

- Nichtanerkennung von sexueller und heterosexistischer
verfolgnrng als Atylgiund

- Nachweispflicht von Arb€it und iauareichend€nn wohnrau.n

- an den EheDann gekoppeltes Asylrecht

- aufgezsungene Lebensnittelnarken

- Einschränkung von politischer Betätlgung

- sexuelle Gesalt gegen Frauen und Lesben in den sogenannten
nFlilchtlingsheinen und saEnellagernr

Dies alles findet auf den Hintergrund tagtäglicher
faschistischer ÜberfälIe und Denschenverachtender }tedienhetze
gegen Xenschen aus anderen Ländern unter der Zustinmung von Be-
vöIkerung und Parteien statt.

AlIe Frauen und Lesben, die an der Blockade des Bundestages in
Bonn an Tag X, wenn die Anderung des Grundrechts auf politisches
AsyI beschlosisen wird, teilnehnen uollen, fordern wir auf, sich
irr Bcrrn irtE lattne!.punl:t Theorlor-tleuss-straBe zu trQffen, urr tlann
zu einen geneinsamen Blockadetreffpunkt zu gehen.
ob wir Frauenlesben dann eine eigene Blockade bifden oder nur
elnen Block in einer genlschten Blockad€, hängt von unser€r
stärkd ab.

Also konrdt alLe ! ! !

@:
- Keine Anderung des Artikel 16 Grundgesetzes

- Keine Eingriffe in die persönliche Freiheit von l'lenschen
aus anderen tändern

- Sofortige An€rkennung von sexueller und heterosexistischer
verfolgung aLs Asylgrund

- Eigenständiges und unbefristetes Aufenthaltsrecht für Frauen
und Lesben

- Abschaffung aller saErellager

- Blelberecht fttr alle, die hier leben uollen

- Keine Nauer um die BRD und Europa
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Aufruf zur Frauen & Lesben - Blockade am TaS X in Bonn !
Am Täg X wird die Anderung des
Art. 16 GG und die Einftihrung von
Art. 16 a GG von den Parteien
CDU/CSU, FDP, SPD in 2. und 3. Le-
sung beschlossen werden.
Durch diesen sogenannten,,Asylkom-
promiß" wird das Grundrecht auf poli-
tisches Asyl so gut wie abgeschafft, da
Menschen auf der Flucht nur in dem
Land Asyl beantragen können, welches
sie zuerst betreten haben und welches
scheinheilig als sogenanntes,sicheres
Drittland" bezeichnet wird.
Ein deutsches Bundesgesetz soll festle-

§en, welche Länder als ,,sichere Dritt-
staaten" anzusehen sind. Bei CDU/
CSU, FDP und SPD besteht Einigkeit
darüber, daß dies neben den EG-Mit-
gliedsstaaten flir Polen, die CSFR,
Osterreich und die Schweiz gelten soll
und die CDU/CSU und die FDP ord-
nen zudem auch die Slowakei, Ungarn
und die skandinavischen Staaten als

,,sichere Drittstaaten" ein.
Nach diesen Festlegungen ist die BRD
ausschließlich von solchen,,Drittlän-
dern" umgeben und es kann hier nur
noch Asyl beantragen, wer/welche per
Flugzeug in die BRD gelangt ist!
Zudem sieht der neu geplante Art. 16 a
GG vor, daß Menschen auf der Flucht
nur dann Asyl in der BRD beantragen
können, wenn sie nicht aus einem so-
genannten ,rsicheren Herkunfts-
staattt kommen, da in diesen, von der
BRD festgelegten Ländern, eine politi-
sche Verfolgung angeblich nicht statt-
fir,det. Zu diesen Ländern zählen Bul-
garien, Rumänien, Ghana und Indien,
obwohl in den vergangenen Jahren
Asylbewerberlnnen aus Bulgarien, Ru-
mänien und Ghana in der BRD als poli-
tisch verfolgt und daher als asylberech-
tigt anerkannt worden sind und Indien
u.a. von der Menschenrechtsorganisa-
tion amnesty international eindeutig
als Verfolgerstaat eingestuft wird.
Menschen, die aus diesen Ländern
flüchten, gelten in der BRD mit der
Anderung des Art. 16 GG und der Ein-
flihrung des Art. 16 a GG also nicht
mehr als schutzbedürftig und werden,
sofern sie überhaupt die finanziellen
Kosten flir ein Flugticket aufbringen
konnten, auf den Flughäfen abgefangen
und die entsprechendsn plrrggesell-

schaften, die Flugtickets ohne eine Vi-
savorlage verkauft haben, werden mit
harten Sanktionen belegt. Für Frauen
und Lesben ist es auf Grund der
HERRschenden patriarchalen Gesell-
schaftsstrukturen in ihren Herkunfts-
ländern nur selten möglich, allein zu
flüchten, oft sind sie auf ihrer Flucht
Folter und Vergewaltigungen ausge-

setzt. Zumal es für sie auf Grund ihrer
ökonomischen Lage noch schwieriger
ist, die hohen Flugkosten zu bezahlen.
Aber auch hier in der BRD wird Men-
schen, die Asyl beantragen, ihr Leben
so schwer wie möglich gemacht; für
Frauen und Lesben wird es hier fast un-
möglich.
Beispiele hierftir sind:

- Nichtanerkennung von sexueller
und heterosexistischer Verfolgung als
Asylgrund,

- Nachweispflicht von Arbeit und
,,ausreichendem" Wohnraum,

- an den Ehemann gekoppeltes
Asylrecht,

- aufgezwungene Lebensmittel-
karten,

- Einschränkung von politischer
Betätigung,

- sexuelle Gewalt gegen Frauen und
Lesben in den sogenannten ,,Flücht-
lingsheimen und Sammellagern".

Dies alles findet auf dem Hintergrund
tagtäglicher faschistischer Uberfülle
und menschenverachtender Medien-
hetze gegen Menschen aus anderen
Ländern unter der Zustimmung von
Bevölkerung und Parteien statt.
Alle Frauen und Lesben, die an der
Blockade des Buqdestages in Bonn am
Täg X, wenn die Anderung des Grund-
rechts auf politisches Asyl beschlossen
wird, teilnehmen wollen, fordern wir
auf, sich in Bonn am Sammelpunkt
Theodor-Heuss-Straße zu treffen, um
dann zu einem gemeinsamen Blocka-
detreffpunkt zu gehen.
Ob wir Frauenlesben dann eine eigene
Blockade bilden oder nur einen Block
in einer gemischten Blockade, hängt
von unserer Stärke ab.

AIso kommt alle!!!

Nachtrag:
Der CSU-Politiker Gerhard Scheu
schrieb zum Thema ,,Asylrecht ftir
Homosexuelle" einen Leserbrief. Dar-
in heißt es:
Wenn ein Staat z.B. homosexuelle
Handlungen aus sittlichen und gesund-
heitlichen Gründen unter Strafe stelh,
dannwill die SPD diesen Desorientier-
ten in Deutschland Schutzund Asyl ge-
währen! Nichts verdeutlicht mehr den
Niedergang dies er Volkspartei !
(Quelle: Süddeutsche Zeitung,
27.r.92).
Andersherum wird ein Schuh daraus:
nichts verdeutlicht mehr den Nieder-
gang der SPD, wenn sie meint, auf sol-
che Leute wie diesen CSU-Abgeordne-
ten Rücksicht nehmen zu müssen!
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